
Zahl:
004-1-1156/2008 Protokoll-Nr.2/2008

VERHANDLUNGSSCHRIFT

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates
am Donnerstag, dem 29.05.2008 im Sitzungssaal der Gemeinde.

ANWESENDE MITGLIEDER:
1. Alois Kastner (ÖVP)
2. Rudolf Josef Hörmandinger (ÖVP)
3. Maria Payrhuber (ÖVP)
4. Siegfried Alois Kirchsteiger (ÖVP)
5. Rudolf Waldenberger (ÖVP)
6. Dipl.Ing. Günter Humer (ÖVP)
7. Rudolf Haginger (ÖVP)
8. Mag. Wilfried Zweimüller (SPÖ)
9. Friedrich Kirchsteiger (SPÖ)
10. Anton Rudolf Höfer (SPÖ)
11. Josef Dallinger (SPÖ)
12. Rupert Reinhold Pillweiß (SPÖ)
13. Norbert Franz Thalbauer (SPÖ)
14. Gerhard Möseneder (SPÖ)
15. Rupert Hattinger (ULG)
16. Robert Emmer (FPÖ)

ANWESENDE ERSATZMITGLIEDER:
17.  Wiesinger Hubert (ÖVP) für Zöbl Franz
18.  Rödhammer Beate (ULG) für Steiner Josef
19.  Waltenberger Johann (ULG) für Rödhammer Beate

Anwesende Mitglieder mit beratender Stimme in Ausschüssen (§ 18 Abs.4 O.Ö. 
GemO.1990):
Nichtmitglieder

ENTSCHULDIGT ABWESEND WAREN:
 Franz Zöbl (ÖVP)
 Josef Steiner (ULG)
 Beate Rödhammer (ULG)
 Friedrich Pramendorfer (ÖVP)
 Wolfgang Spicker (FPÖ)

G e m e i n d e  G e b o l t s k i r c h e n
4682 Geboltskirchen 46 Pol. Bezirk Grieskirchen
Tel . :  07732/3513  Fax :  DW  14 UID-Nr. :  ATU 54255005
E-Mai l :  of f ice@gebol tsk i rchen.a t GKZ. :  40807
DVR-Nr. :  77551 Behördenkennzahl :  0301296
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NICHT ENTSCHULDIGT ABWESEND WAREN:
---

LEITER DES GEMEINDEAMTES:
AL Herbert Bischof

Sonstige Personen (§ 66 Abs.2 O.Ö. GemO.1990):
---

Zusätzlich eingeladene Personen:

Der Schriftführer (§ 54 Abs.2 O.Ö.GemO. 1990):
AL Herbert Bischof 

Der Vorsitzende eröffnet um 19:30 Uhr die Sitzung und stellt fest, 
dass 

a) die Sitzung vom – Bürgermeister – einberufen wurde;

b) der Termin der heutigen Sitzung im Sitzungsplan (§ 45 Abs. 1 OÖ. GemO 1990) enthalten 
ist und die Verständigung hiezu an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder zeitgerecht 
schriftlich am 20.05.2008 unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;

c) die Beschlussfähigkeit gegeben ist;

d) dass die Verhandlungsabschrift über die letzte Sitzung vom 13.03.2008 bis zur heutigen 
Sitzung während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während 
der Sitzung zur Einsicht noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum 
Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden können.

TAGESORDNUNG

1 Herbert und Renate Schuster, 4682, Zeißerding 9 - Berufung gegen den 
Bescheid 851-1-2916/2008 über die Feststellung der Kanalanschlusspflicht 
für die Liegenschaft Zeißerding 6

2 Maximilian und Berta Reischauer, 4682, Polzing 9 - Berufung gegen den 
Bescheid 920-12-1014/2007 über die Vorschreibung von 
Aufschließungsbeiträgen

3 Zauner Herbert und Monika, 4922 Pram, Kornrödt 4 - Berufung gegen den 
Bescheid 920-12-1208/2007 über die Vorschreibung von 
Aufschließungsbeiträgen

4 Zustimmungserklärung Indirekteinleiterverordnung – Fleischhauerei 
Christian Sturmaier, 4682 Geboltskirchen, Traunhof 2

5 Siedlungswasserbautenförderung - Laufzeiterstreckung bei 
Siedlungswasserbaudarlehen

6 Allfälliges
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BESCHLÜSSE:

1. Herbert und Renate Schuster, 4682, Zeißerding 9 - Berufung gegen den Bescheid 
851-1-2916/2008 über die Feststellung der Kanalanschlusspflicht für die 
Liegenschaft Zeißerding 6

Aufgrund des Vorstellungsbescheides vom Amt der OÖ. Landesregierung unter dem Geschäftszeichen UR-
2007-7972/4-ZO/FB wurde in erster Instanz durch den Bürgermeister der Bescheid über die 
Kanalanschlusspflicht für die Liegenschaft 4682 Geboltskirchen, Zeißerding 6 ausgefertigt. Durch die 
Berufung der Ehegatten Herbert und Renate Schuster vom 28.03.2008 gegen den angeführten 
erstinstanzlichen Bescheid wurde der nachstehend angeführte Bescheidentwurf in Zusammenarbeit mit dem 
OÖ. Gemeindebund für den Gemeinderat der Gemeinde Geboltskirchen ausgearbeitet und stellt sich 
folgendermaßen dar:

Gegenstand: Herbert und Renate Schuster
Kanalanschlusspflicht für die Liegenschaft 4682 Geboltskirchen, Zeißerding 6 

Bezug: Ihre Berufung vom 28. März 2008 gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 
11.02.2008 (zugestellt am 20.03.2008) mit der Zahl 851-1-2916/2007

Bescheid

Der Gemeinderat der Gemeinde Geboltskirchen hat sich als Berufungsbehörde mit Ihrer obengenannten 
Berufung in der Sitzung vom 29. Mai 2008 befasst und es ergeht aufgrund des hiebei gefassten 
Gemeinderatsbeschlusses folgender

Spruch
Gemäß § 12 OÖ. Abwasserentsorgungsgesetz 2001, LGBl. 27/2001 i.d.g.F. in Verbindung mit § 95 Abs. 1 
der OÖ. Gemeindeordnung 1990 in der Novelle 110/2002 und § 66 Abs. 4 AVG wird Ihre Berufung vom 28. 
März 2008 abgewiesen und der Bescheid des Bürgermeisters vom 11. Februar 2008, Zl. 851-1-2916/2007
bestätigt.

Begründung
Mit Bescheid der Gemeinde Geboltskirchen vom 11. Februar 2008 wurde mitgeteilt, dass gemäß   § 12 Abs. 
1 OÖ. Abwasserentsorgungsgesetz 2001, LGBl. Nr. 27/2001 i.d.d.F. das oben angeführte Objekt an die 
Abwasserbeseitigungsanlage Geboltskirchen anzuschließen ist. Daraufhin wurde die Berufung eingebracht 
und ihrerseits im Wesentlichen damit begründet, dass für leerstehende Wohnobjekte während der Dauer 
dieses Zustandes keine Anschlusspflicht besteht.

Im § 12 OÖ. Abwasserentsorgungsgesetz 2001 ist die Anschlusspflicht wie folgt geregelt:

(1) Für Objekte besteht Anschlusspflicht an die öffentliche Kanalisation, wenn 
1. die Abwässer nach Maßgabe der Einleitungsbedingungen in die öffentliche Kanalisation eingeleitet 
werden dürfen und
2. die kürzeste, in Luftlinie gemessene Entfernung zwischen dem Messpunkt des Objekts und dem für den 
Anschluss in Betracht kommenden Kanalstrang nicht mehr als 50 Meter beträgt; der Messpunkt wird 
ermittelt, indem der am weitesten in Richtung Kanalstrang vorspringende Teil des Objekts auf den Erdboden 
projeziert wird.

(2) Die Anschlusspflicht hat die Wirkung, dass die anfallenden Abwässer nach Maßgabe der 
Einleitungsbedingungen in die öffentliche Kanalisation einzuleiten sind. Soweit nicht der Eigentümer des
anschlusspflichtigen Objekts und das Kanalisationsunternehmen privatrechtlich etwas anderes vereinbaren, 
hat der Eigentümer des Objekts sicherzustellen, dass die zum Anschluss erforderlichen Einrichtungen 
innerhalb von drei Monaten hergestellt werden; diese Pflicht trifft ihn auch dann, wenn er nicht Eigentümer 
der zum Objekt gehörenden Grundflächen ist. Die Frist beginnt bei Neubauten mit deren erstmaliger 
Benützung und bei bestehenden Objekten mit Fertigstellung der öffentlichen Kanalisation zu laufen.

Im § 2 Abs. 1 Z. 13 Oö. Abwasserentsorgungsgesetz 2001 wird das Objekt folgendermaßen definiert: ein 
Gebäude, in dem bei bestimmungsgemäßer Nutzung häusliches oder betriebliches Abwasser anfällt; 
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mehrere Gebäude, die den Hofbereich eines land- und forstwirtschaftlichen Anwesens bilden, gelten als ein 
Objekt.

Bei der Definition des Objektes in § 2 Abs. 1 Z. 13 OÖ. Abwasserentsorgungsgesetz 2001 ist nicht darauf 
abgestellt, dass bereits tatsächlich in einem Gebäude Abwasser anfällt, sondern es ist maßgeblich, ob 
Abwasser bei bestimmungsgemäßer Nutzung anfällt. Der Gesetzgeber hat damit dem Umstand Rechnung 
getragen, dass die Anknüpfung an eine konkrete Nutzung in diesem Bereich zu teils unlösbaren 
Beweisproblemen (z.B. Nutzung nur an einem Tag im Jahr, Ende der Nutzung vor dem maßgeblichen 
Zeitpunkt der Bescheiderlassung etc.) führen würde. Weiters ist aufgrund dieser Regelung dafür gesorgt, 
dass eine bestimmungsgemäße Nutzung in der Folge jederzeit aufgenommen werden kann, was auch im 
Interesse des Objektseigentümers-, bzw. nutzers liegt.

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden.

Vorstellungsbelehrung
Gegen diesen Bescheid ist die Vorstellung zulässig, die innerhalb zwei Wochen schriftlich, telegrafisch, 
fernschriftlich oder nach Maßgabe der bei der Behörde zur Verfügung stehenden Mittel auch im Wege 
automationsunterstützter Datenübertragung oder eines Telekopierers beim Gemeindeamt Geboltskirchen 
eingebracht werden kann.

Die Vorstellung hat zu enthalten:
die Bezeichnung des Bescheides gegen den sie sich richtet;
einen begründeten Antrag

Der Bürgermeister:

Alois Kastner

Beratungsverlauf 

Bgm. Alois Kastner erklärt seine Befangenheit, da er den erstinstanzlichen Bescheid erlassen hat.

AL Herbert Bischof bringt dem Gemeinderat den Sachverhalt und den Bescheidentwurf zur Kenntnis. 

Es erfolgen keine Wortmeldungen, die sich auf das Beratungsergebnis auswirken.

Abstimmung 

Antrag:

Das an Jahren älteste Mitglied des Gemeinderates – Herr Robert Emmer – beantragt, dem vorgelegten 
Bescheid die Zustimmung zu erteilen.

Abstimmung:

Der Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen angenommen.

2. Maximilian und Berta Reischauer, 4682, Polzing 9 - Berufung gegen den 
Bescheid 920-12-1014/2007 über die Vorschreibung von 
Aufschließungsbeiträgen

Aufgrund der erstinstanzlichen Entscheidung des Bürgermeisters dem Ansuchen um Ausnahme vom 
Aufschließungsbeitrag nicht stattzugeben wurde von den Ehegatten Maximilian und Berta Reischauer eine 
Berufung eingebracht und in Abstimmung mit dem Ortsplaner DI Kobler und dem OÖ. Gemeindebund der 
nachstehende Bescheid erstellt. Die Entscheidung des Bürgermeisters stützt sich auf die Beschlüsse der 
Bauausschuss-Sitzung vom 14. März 2007 und der Gemeinderatssitzung vom 22. März 2007.



Sitzungsprotokoll für die Sitzung des Gemeinderates am 29.05.2008 5

Gegenstand: Berufung gegen den Bescheid 920-12-1014/2007
Bezug: Berufung vom 08.11.2007 gegen den Bescheid des Bürgermeisters

vom 22.10.2007, Zahl: 920-12-1014/2007

Bescheid:
Auf Grund Ihrer Berufung vom 08.11.2007 ergeht vom Gemeinderat der Gemeinde Geboltskirchen auf 
Grund des in seiner Sitzung vom 29.05.2008 gefassten Beschluss folgender

Spruch:
Gemäß §§ 211 fOö. LAO, LGB 107/1996, § 27 Oö. des OÖ Raumordnungsgesetzes 1994 idgF, in 
Verbindung mit § 95 Abs. 1 der OÖ Gemeindeordnung 1990 idgF, wird Ihre Berufung vom 08.11.2007 
abgewiesen und der Bescheid des Bürgermeisters vom 22.10.2007 mit der
Zahl: 920-12-1014/2007 bestätigt.

Begründung:
In Ihrer Berufung sind folgende Berufungseinwendungen enthalten:

• dass betreffende Grundstück stelle Ihrer Meinung nach keine Baulücke dar
• Polzing sei Ihrer Meinung nach kein Schwerpunktbebauungsgebiet und das Interesse einer 

geordneten Siedlungsentwicklung sei nicht groß genug, um eine Ausnahme zu verweigern.
• es liege keine Bau- und Verkaufsabsicht vor; das Grundstück soll für eine mögliche 

Betriebserweiterung der Landwirtschaft unbebaut bleiben;
Antrag auf Rückwidmung bei Überarbeitung des Flächenwidmungsplanes;

• Das OÖ ROG sähe durchaus die Möglichkeit der Ausnahme vom Aufschließungsbeitrag vor. Ihrer 
Meinung ist es nicht nachvollziehbar warum auf Ihr Grundstück keine Ausnahmebestände zutreffen 
sollen.

Aus dem örtlichen Entwicklungskonzept bzw. dem Flächenwidmungsplan der Gemeinde ergibt sich für das 
vom vorliegenden Ausnahmeantrag betroffene Grundstück folgendes:

Darstellung Funktionsplan:
ÖEK Nr. 1: * gemischte Nutzung;

Textteil (Problem,- Ziel- und Maßnahmenkatalog):
Regelungen zum Thema Ausnahmen vom Aufschließungsbeitrag

Darstellung * Bauland – eingeschränktes gemischtes Baugebiet unter
FLWP Nr. 3:  Ausschluss nicht dem Betrieb zugeordneter Wohngebäude;

für Erteilung einer Ausnahme sprechende Aspekte:

> Umfeld Betriebsbaugebiet und damit eingeschränkte Nutzungsmöglichkeiten;

gegen Erteilung einer Ausnahme sprechende Aspekte:

1) Lage des Grundstückes
Das Grundstück liegt in der Ortschaft Polzing, für welche gemäß ÖEK Nr. 1 absolutes Verbot für die 
Erteilung von Ausnahmen vom Aufschließungsbeitrag gilt (Texteilabschnitt 5/Thema 16a/Seite 20):
„Weder Ausnahmen vom Aufschließungsbeitrag noch Bewilligungen für Vereinigung von 
Grundstücken werden im Regelfall für Grundstücke und Grundstückteile im Bereich der Ortschaften 
Geboltskirchen, Aspet und Polzing erteilt, da diese Ortsteile ideale Standortvoraussetzungen im Sinne 
einer überwiegenden Erfüllung oben angeführter Kriterien aufweisen, wofür von öffentlicher Seite 
erhebliche finanzielle Mittel eingesetzt wurden bzw. werden müssen und bei nicht zeit- und 
widmungsgerecheter Nutzung ein Widerspruch zum öffentlichen Interesse an einer geordneten 
Siedlungsentwicklung gegeben wäre“.
Die Ortschaft Polzing wurde deshalb in den absoluten Verbotsbereich für Ausnahmen vom 
Aufschließungsbeitrag aufgenommen, da sie neben den infrastrukturellen Voraussetzungen in einem 
räumlichen Naheverhältnis zum Gemeindehauptort liegt und dies im Funktionsplan ÖEK Nr. 1 durch 
Darstellung des flussläufigen Einzugsbereiches Verkehr (600m Zone) dokumentiert ist. Demnach liegt 
Polzing schwerpunktmäßig innerhalb der 600m Zone des fussläufigen Einzugsbereiches – dies trifft 
insbesondere auf GST NR 146 zu.

2) langfristige Baulanderweiterung
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Eine Erteilung einer Ausnahme vom Aufschließungsbeitrag für GST NR. 146 würde das im 
Funktionsplan ÖEK Nr. 1 dargestellte Ziel einer langfristigen Baulanderweiterung ausgehend vom 
Verfahrensgrundstück nach Westen unterlaufen und blockieren.

3) § 27 Abs. 1 Zahl 3: Thematik – Baulücke:
eine nicht gegebne sowie beabsichtigte Nutzung des GST NR 146 stellt unter Heranziehung der Ziele 
gemäß ÖEK Nr. 1 eine Baulücke in kompakten Dorf Polzing dar - dies im Sinne des § 27 Abs. 1 Zahl 3 
des OÖ ROG 1994 – und dabei insbesondere unter dem Gesichtspunkt des öffentlichen Interesses der 
Sicherung einer geordneten Bebauung;
Der Begriff Baulücke im Zusammenhang mit der Raumordnung ist nach dem Verständnis der 
Ortsplanung im Sinne einer Widmungslücke und weniger im Verbund im geschlossenen bebauten 
Gebieten gemäß § 2 OÖ BAUTG 1994 zu sehen, da derartige Gebiete in OÖ vorwiegend nur in 
verdichteten Stadt- und Marktbereichen vorkommen.
Es liegt nicht im Sinne des Gesetzgebers mit § 27 (1) Punkt 3 des OÖ ROG 1994 für die vorwiegenden 
Widmungsbereiche im Land OÖ Ausnahmen vom Aufschließungsbeitrag zu ermöglichen
Bezogen auf die Situation von GST NR 146 ist festzustellen:
> die Ortschaft Polzing ist als geschlossenes bebautes Gebiet zu bezeichnen;

die Charakteristik der baulichen Geschlossenheit ergibt sich aus der baulichen Verdichtung 
der bestehenden Hofanlagen, Kleinhausbauten und Betriebsbauten zu einer Nutzungseinheit;

> das GST NR 146 weist eine zentrale Lage im Dorgefüge Polzing auf, das heißt es liegt zwischen 
bebauten Grundstücken und ist damit zweifelsfrei Bestandteil des geschlossenen bebauten 
Siedlungsgebietes;
eine Bebauung dieser zentralen  Fläche liegt im öffentlichen Interesse an der Erhaltung einer 
kompakten Dorfstruktur;

> eine Nichtbebauung des GST NR 146 stellt somit eine Baulücke dar, welche zur Sicherung einer 
geordneten Bebauung bebaut werden sollte;

> Zu § 27 Abs. 1 Zahl 3 Oö. ROG sei weiters angeführt, dass es ich bei einer Baulücke um eine 
Fläche von max. 2000 m² handelt. Da die betreffende Parz. eine Fläche von 1427 m² aufweist, 
handelt es sich im konkreten Falle um eine definitive Baulücke. Die Parzelle grenzt lediglich im 
Westen an Grünland. In östlicher Richtung befindet sich ein Grundstück mit der Widmung 
„Betriebsbaugebiet“, worauf sich eine Rodelfabrik befindet. In südlicher und nördlicher Richtung 
befinden sich bebaute Grundstücke mit einer „Dorfgebiet“ Widmung.

> das Erfordernis einer geordneten Bebauung steht als Kriterium des öffentlichen Interesses über der 
Absicht des Grundeigentümers einer nicht gegebenen Bauabsicht;

4) Infrastruktur
es wird auf den vollwertigen Bestand der verkehrsmäßigen- und technischen Infrastruktur hingewiesen;
Die Gemeinde Geboltskirchen hat insgesamt erhebliche Mittel zur verkehrsmäßigen und technisch-
infrastrukturellen Erschließung von Bauland in Polzing eingesetzt.
Dies auch im Vertrauen darauf, dass das bestehende Bauland im Bereich des GST NR 146 einer 
widmungsgemäßen und zeitgerechten Nutzung zugeführt wird.
Ein Teilrückfluss dieser eingesetzten öffentlichen Mittel ist auf Grund der Rechtslage nur bei 
tatsächlicher Errichtung eines Hauptgebäudes auf GST NR 146, oder durch die Vorschreibung der 
Aufschließungsbeiträge gegeben.

Bei einer Erteilung einer Ausnahme vom Aufschließungsbeitrag wäre für weitere 10 Jahre einerseits der 
Rückfluss an eingesetzten öffentlichen Mitteln und eine Bebauung gehemmt, was nicht im öffentlichen 
Interesse und im Sinne der Grundintentionen des OÖ ROG 1994 gelegen ist.

Eindeutig sind vorwiegend gegen Erteilung einer Ausnahme vom Aufschließungsbeitrag sprechende 
Aspekte gegeben, sodass aus öffentlicher Sicht eine Erteilung einer Ausnahme vom Aufschließungsbeitrag 
für GST NR 146 KG Niederentern nicht vertretbar ist.

Die Stellungnahmen des Ortsplaners wurden im Rahmen des Parteiengehörs den Antragstellern mit 
Schreiben vom 12.02.2008 bzw. 28.04.2008 übermittelt. Die diesbezügliche Stellungnahme der Antragsteller 
wurde innerhalb der gegebenen Frist am Gemeindeamt eingebracht und beinhaltet im Wesentlichen die 
Auffassungen laut Berufung vom 08.11.2007.

Für die Erteilung einer Ausnahme vom Aufschließungsbeitrag müssen alle drei im § 27 Abs. 1 OÖ ROG 
(Zahl 1-3) beschriebenen Vorraussetzungen kumulativ vorliegen. Da dies nicht der Fall ist, war spruchgemäß 
zu entscheiden.
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Vorstellungsbelehrung
Gegen diesen Bescheid ist die Vorstellung zulässig, die innerhalb zwei Wochen ab Zustellung des 
Bescheides schriftlich, telegrafisch, fernschriftlich oder nach Maßgabe der bei der Behörde zur Verfügung 
stehenden Mittel auch im Wege der automationsunterstützter Datenübertragung oder eines Telekopierer 
beim Gemeindeamt eingebracht werden kann.

Die Vorstellung hat zu enthalten:
die Bezeichnung des Bescheides gegen den sie sich richtet;
einen begründeten Antrag;

Zustellungshinweis
Mit der Zustellung an eine der im Bescheid genannten Personen (falls mehrere Personen) gilt die Zustellung 
dieses Bescheides an alle als vollzogen (§ 77 Abs. 1 Oö.LAO).

Bürgermeister

Beratungsverlauf 

Bgm. Alois Kastner erklärt seine Befangenheit, da er den erstinstanzlichen Bescheid erlassen hat.

AL Herbert Bischof bringt dem Gemeinderat den Amtsvortrag zur Kenntnis und erläutert den Sachverhalt 
bzw. bringt den Bescheidentwurf zur Verlesung.

GR Mag. Wilfried Zweimüller erklärt, dass im Sinne der Vorberatungen und der Gleichbehandlung aller 
Gemeindebürger im gegenständlichen Fall keine Ausnahme erteilt werden kann. 

GR Rudolf Waldenberger erläutert, dass die bezahlten Aufschließungsbeiträge erhalten bleiben und bei 
einer etwaigen Bebauung indexgesichert angerechnet werden. Er schließt sich der Meinung seines 
Vorredners an, dass keine Ausnahme erteilt werden kann.

Abstimmung 

Antrag:

Das an Jahren älteste Mitglied des Gemeinderates – Herr Robert Emmer – beantragt, dem vorgelegten 
Bescheid die Zustimmung zu erteilen.

Abstimmung:

Der Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen angenommen.

3. Zauner Herbert und Monika, 4922 Pram, Kornrödt 4 - Berufung gegen den 
Bescheid 920-12-1208/2007 über die Vorschreibung von 
Aufschließungsbeiträgen

Aufgrund der erstinstanzlichen Entscheidung des Bürgermeisters dem Ansuchen um Ausnahme vom 
Aufschließungsbeitrag nicht stattzugeben wurde von den Ehegatten Herbert und Monika Zauner eine 
Berufung eingebracht und in Abstimmung mit dem Ortsplaner DI Kobler und dem OÖ. Gemeindebund der
nachstehende Bescheid erstellt. Die Entscheidung des Bürgermeisters stützt sich auf die Beschlüsse der 
Bauausschuss-Sitzung vom 14. März 2007 und der Gemeinderatssitzung vom 22. März 2007.

Gegenstand: Berufung gegen den Bescheid 920-12-1208/2007
Bezug: Berufung vom 31.10.2007 gegen den Bescheid des Bürgermeisters

vom 22.10.2007, Zahl: 920-12-1208/2007

Bescheid:
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Auf Grund Ihrer Berufung vom 31.10.2007 ergeht vom Gemeinderat der Gemeinde Geboltskirchen auf 
Grund des in seiner Sitzung vom 29.05.2008 gefassten Beschluss folgender

Spruch:
Gemäß §§ 211 fOö. LAO, LGB 107/1996, § 27 Oö. des OÖ Raumordnungsgesetzes 1994 idgF, in 
Verbindung mit § 95 Abs. 1 der OÖ Gemeindeordnung 1990 idgF, wird Ihre Berufung vom 31.10.2007 
abgewiesen und der Bescheid des Bürgermeisters vom 22.10.2007 mit der
Zahl: 920-12-1208/2007 bestätigt.

Begründung:
In Ihrer Berufung sind folgende Berufungseinwendungen enthalten:

• Die Widmung des Grundstückes als Bauland sei nie beantragt worden – Widmung erfolgte 
zwangsweise (FLWP Nr. 1)

• Das Grundstück sei nicht als herkömmliche Baulücke zu sehen – Entstehung durch natürliche 
Entwicklung des Dorfes

• Die Nutzung entspräche der natürlichen Dorfentwicklung – seit langem Nutzung als dem Bauernhof 
zugeordnete Obstwiese mit Beibehaltung zumindest in den nächsten 10 Jahren

• Das Grundstück sei zu einem gewissen Grad hochwassergefährdet
• Aufschließungsbeiträge und Erhaltungsbeiträge seien verlorene Beiträge, da nie eine konkrete 

Vorschreibung für Kanal bzw. Verkehrsfläche erfolgen wird (keine Bebauung)
• Das Dorf Oberentern habe in keinster Weise etwas mit einem Siedlungsgebiet zu tun, sondern sei 

ein ländliches Dorf
• Der Aspekt – das Grundstück liege in zentraler Lage ist nicht nachvollziehbar und unverständlich

Aus dem örtlichen Entwicklungskonzept bzw. dem Flächenwidmungsplan der Gemeinde ergibt sich für das 
vom vorliegenden Ausnahmeantrag betroffene Grundstück folgendes:

Darstellung Funktionsplan:
ÖEK Nr. 1: * dörfliche Nutzung (Bestand Dorfgebiet);

Textteil (Problem-, Ziel- und Maßnahmenkatalog):
* Regelungen zum Thema Ausnahmen vom Aufschließungsbeitrag;

Darstellung * Bauland – Dorfgebiet;
FLWP Nr. 3:

gegen Erteilung einer Ausnahme sprechende Aspekte:

1) Widmung
Die Widmung von Bauland steht im alleinigen Ermessen der Gemeinde und es gibt keinen Anspruch 
auf Widmung oder Nichtwidmung.

2) § 27 Abs. 1 Zahl 3: Thematik – Baulücke:
Eine nicht gegebene sowie nicht beabsichtigte Nutzung des GST NR 363 stellt eine Baulücke
im kompakten Dorf Oberentern dar - dies im Sinne  des § 27 Abs. 1 Zahl 3 OÖ ROG
und dabei insbesondere unter dem Gesichtspunkt des öffentlichen Interesses der Sicherung einer 
geordneten Bebauung.
Der Begriff Baulücke im Zusammenhang mit der Raumordnung ist nach dem Verständnis der 
Ortsplanung im Sinne einer Widmungslücke und weniger im Verbund im geschlossenen bebauten 
Gebieten gemäß § 2 OÖ BAUTG 1994 zu sehen, da derartige Gebiete in OÖ vorwiegend nur in 
verdichteten Stadt- und Marktbereichen vorkommen.
Es liegt nicht im Sinne des Gesetzgebers mit § 27 (1) Punkt 3 des OÖ ROG 1994 für die vorwiegenden 
Widmungsbereiche im Land OÖ Ausnahmen vom Aufschließungsbeitrag zu ermöglichen.
Bezogen auf die Situation von GST NR 363 ist festzustellen:
> die Ortschaft bzw. das Dorf Oberentern ist als geschlossenes bebautes Gebiet zu bezeichnen;

die Charakteristik der baulichen Geschlossenheit ergibt sich aus der baulichen Verdichtung 
der bestehenden Hofanlagen und Kleinhausbauten zu einer Dorfeinheit;
ländliche Dorfgebiete wie Oberentern sind selbstverständlich auch Siedlungsgebiete – dies
jedoch in einer Mischung aus landwirtschaftlicher und im Dorfgebiet zulässiger
nichtlandwirtschaftlicher Nutzung;

> das GST NR 363 weist eine zentrale Lage im Dorfgefüge Oberentern auf; das heißt es liegt
zwischen bebauten Grundstücken und ist damit zweifelsfrei Bestandteil des geschlossenen 
bebauten Siedlungsgebietes;
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eine Bebauung dieser zentralen Fläche liegt im öffentlichen Interesse im Sinne der Erhaltung einer 
kompakten Dorfstruktur;

> eine Nichtbebauung des GST NR 363 stellt somit eine Baulücke dar, welche zur Sicherung einer 
geordneten Bebauung bebaut werden sollte;

> Zu § 27 Abs. 1 Zahl 3 Oö. ROG sei weiters angeführt, dass es ich bei einer Baulücke um eine 
Fläche von max. 2000 m² handelt. Da die betreffende Parz. eine Fläche von 1709 m² aufweist, 
handelt es sich im konkreten Falle um eine definitive Baulücke. Die Parzelle befindet sich mitten im 
dörflichen Verbund der Ortschaft Oberentern. Die an Parzelle 363 angrenzenden Grundstücke (zT 
durch öffentliche Verkehrsflächen getrennt) sind alle bebaut.

> das Erfordernis einer geordneten Bebauung steht als Kriterium des öffentlichen Interesses über der 
Absicht des Grundeigentümers einer nicht gegebenen Bauabsicht;

> ergänzend wird angemerkt, dass eine gänzliche Rückwidmung von GST NR 363 in Grünland eine 
nicht vertretbare Lücke im Widmungsverbund bewirken würde;

3) Hochwassergefährdung:
hinsichtlich der behaupteten Hochwassergefährdung von GST NR 363 liegen der Ortsgemeinde 
Geboltskirchen keine überörtlichen Planungen oder Hinweise verbunden mit einer Hochwassergefahr 
und damit Hintergründe einer Baulandwidmung in Sinne des § 21 des OÖ ROG 1994 vor;

4) § 27 Abs. 1 Zahl 2: Thematik: Interesse einer geordneten Siedlungsentwicklung
Widerspruch zu den Interessen einer geordneten Siedlungsentwicklung gemäß ÖEK Nr. 1
(Texteilabschnitt 5/Thema 16a/Seite 20) – infolge eines vollwertigen Bestandes der 
verkehrsmäßigen und technische Infrastruktur treffen die Kriterien 1 und 2 zu und es sind
damit zwei gegen eine Ausnahme sprechende Punkte gegeben;
> seit vielen Jahren gegebener Bestand unmittelbare Aufschließung durch öffentliche Verkehrsfläche 

(öffentliches Gut - Ortschaftsweg Oberentern);
die Gemeinde Geboltskirchen trägt dafür den Aufwand an Errichtung sowie laufende Erhaltung, 
Winterdienst und dgl.;

> Bestand Anschluss an öffentliche Abwasserentsorgung kürzlich erfolgt
(2005/Sammler  A1-0/Schacht 044);
von der Gemeinde Geboltskirchen wurde mit hohem Aufwand die Ortschaft Oberentern in
die öffentliche Abwasserentsorgung einbezogen – nicht zuletzt auch infolge des unmittelbar
an der Kanaltrasse gelegenen Widmungsbestandes bei GST NR 363;

> Im Übrigen zusätzlich gegebener Infrastrukturbestand im Bereich Oberentern:
Bestand Anschluss an Niederspannungsnetz Energie AG OÖ;

Die Gemeinde Geboltskirchen hat insgesamt erhebliche Mittel zur verkehrsmäßigen und technisch-
infrastrukturellen Erschließung von Bauland auch in Oberentern eingesetzt.
Dies auch im Vertrauen darauf, dass das bestehende Bauland im Bereich des GST NR 363 einer 
widmungsgemäßen und zeitgerechten Nutzung zugeführt wird.
Ein Teilrückfluss dieser eingesetzten öffentlichen Mittel ist auf Grund der Rechtslage nur bei 
tatsächlicher Errichtung eines Hauptgebäudes auf GST NR 363, oder durch die Vorschreibung der 
Aufschließungsbeiträge gegeben.

Bei einer Erteilung einer Ausnahme vom Aufschließungsbeitrag wäre für weitere 10 Jahre einerseits der 
Rückfluss an eingesetzten öffentlichen Mitteln und eine Bebauung gehemmt, was nicht im öffentlichen 
Interesse und im Sinne der Grundintentionen des OÖ ROG 1994 gelegen ist.

Eindeutig sind vorwiegend gegen Erteilung einer Ausnahme vom Aufschließungsbeitrag sprechende 
Aspekte gegeben, sodass aus öffentlicher Sicht eine Erteilung einer Ausnahme vom Aufschließungsbeitrag 
für GST NR 363 KG Niederentern nicht vertretbar ist.

Die Stellungnahmen des Ortsplaners wurden im Rahmen des Parteiengehörs den Antragstellern mit 
Schreiben vom 12.02.2008 bzw. 28.04.2008 übermittelt. Eine Stellungnahme seitens der Antragsteller 
innerhalb der gegebenen Fristen ist nicht erfolgt.

Für die Erteilung einer Ausnahme vom Aufschließungsbeitrag müssen alle drei im § 27 Abs. 1 OÖ ROG 
(Zahl 1-3) beschriebenen Vorraussetzungen kumulativ vorliegen. Da dies nicht der Fall ist, war spruchgemäß 
zu entscheiden.
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Vorstellungsbelehrung
Gegen diesen Bescheid ist die Vorstellung zulässig, die innerhalb zwei Wochen ab Zustellung des 
Bescheides schriftlich, telegrafisch, fernschriftlich oder nach Maßgabe der bei der Behörde zur Verfügung 
stehenden Mittel auch im Wege der automationsunterstützter Datenübertragung oder eines Telekopierer 
beim Gemeindeamt eingebracht werden kann.

Die Vorstellung hat zu enthalten:
die Bezeichnung des Bescheides gegen den sie sich richtet;
einen begründeten Antrag;

Zustellungshinweis
Mit der Zustellung an eine der im Bescheid genannten Personen (falls mehrere Personen) gilt die Zustellung 
dieses Bescheides an alle als vollzogen (§ 77 Abs. 1 Oö.LAO).

Bürgermeister

Beratungsverlauf 

Bgm. Alois Kastner erklärt seine Befangenheit, da er den erstinstanzlichen Bescheid erlassen hat.

GR Josef Dallinger erklärt aufgrund seines Verwandtschaftsgrades zur Antragstellerin sein Befangenheit.

AL Herbert Bischof bringt dem Gemeinderat den Amtsvortrag zur Kenntnis und erläutert den Sachverhalt 
bzw. bringt den Bescheidentwurf zur Verlesung.

GR Rupert Pillweiß äußert seine Bedenken hinsichtlich der Ablehnung, da das gegenständliche Grundstück 
seines Erachtens immer als Obstwiese genutzt war und bei starken Regenfällen das Oberflächenwasser 
zum Teil über dieses Grundstück abfließt.

GR Rudolf Waldenberger erklärt zu diesem Grundstück, dass sich dieses im Dorfgefüge der Ortschaft 
Oberentern befindet und eine Bebauung dort wünschenswert und passend ist.

GR Mag. Wilfried Zweimüller erläutert, dass bei der nächsten Überarbeitung des Flächenwidmungsplanes 
dieser Teilbereich einer genauen Betrachtung unterzogen werden soll, aber bisher mussten keine 
Hochwassergefährdungsrisiken im Flächenwidmungsplan eingetragen werden.

Abstimmung 

Antrag:

Das an Jahren älteste Mitglied des Gemeinderates – Herr Robert Emmer – beantragt, dem vorgelegten 
Bescheid die Zustimmung zu erteilen.

Abstimmung:

Der Antrag wird mittels Handzeichen angenommen.
17 Zustimmungen
1 Ablehnung (GR Rupert Pillweiß, SPÖ)

4. Zustimmungserklärung Indirekteinleiterverordnung – Fleischhauerei Christian 
Sturmaier, 4682 Geboltskirchen, Traunhof 2

Die Fleischhauerei von Christian Sturmaier, 4682 Geboltskirchen, Traunhof 2 unterliegt den Bestimmungen 
der Indirekteinleiterverordnung. Der Gemeinderat hat daher über die Entsorgung der betrieblichen Abwässer 
der Fleischhauerei Sturmaier am 14.04.2005 einen Beschluss herbeigeführt. Aufgrund der Abänderung der 
wasserrechtlichen Bewilligung von der Bezirkshauptmannschaft Grieskirchen unter dem Aktenzeichen 
Wa10-242-15-2004 vom 28. Dezember 2007 – die eine Vertragsgrundlage der Zustimmungserklärung bildet  
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– ist eine Anpassung der Erklärung notwendig. Der Inhalt dieser Abänderung der Wassererechtsbehörde 
stellt sich wie folgt dar:
„Im Rahmen der Fremdüberwachung ist mind. alle 2 Jahre durch eine amtlich anerkannte Person oder Stelle 
eine Abwasseruntersuchung auf Einhaltung der bewilligten Mengen, Frachten und Grenzwerte durchführen
zu lassen.“

Der vorliegende Entwurf der Zustimmungserklärung wurde von der Müller Abfallprojekte GmbH aus Weibern, 
im Auftrag des Reinhaltungsverbandes Oberes Trattnachtal, erstellt. Die entsprechende 
Zustimmungserklärung im Sinne des § 32b WRG 1959 und der Indirekteinleiterverordnung – IEV BGBl.Nr. 
222/1998 wurde vom Kanalisationsunternehmer und dem Kläranlagenbetreiber bereits am 27. März 2008 
genehmigt.

Beratungsverlauf 

Bgm. Alois Kastner bringt dem Gemeinderat den Amtsvortrag und die vorgelegte Zustimmungserklärung zur 
Kenntnis.

Abstimmung 

Antrag:
Bgm. Alois Kastner beantragt, der vorliegenden Zustimmungserklärung für die Fleischhauerei Christian 
Sturmaier die Zustimmung zu erteilen.

Abstimmung:

Der Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen angenommen.

5. Siedlungswasserbautenförderung - Laufzeiterstreckung bei 
Siedlungswasserbaudarlehen

Mit Schreiben vom 30. Jänner 2008 wurde vom Amt der Oö. Landesregierung/Direktion Inneres und 
Kommunales die Gemeinde zur Übermittlung des Vollzugsberichtes bezüglich von 
Optimierungsmaßnahmen bzw. die Laufzeiterstreckung bei Siedlungswasserbaudarlehen aufgefordert.

Aufgrund der Änderung der Bundesförderungsrichtlinien 2001 für den Siedlungswasserbau, besteht nun die 
Möglichkeit, dass für laufende alte Darlehen (die nach den Bestimmungen des Umweltfördergesetzes 1993 
eine Laufzeit von 25 Jahren aufweisen und vom Bund mit Annuitätendarlehen geförtert werden) die 
Laufzeiten erstreckt werden können. 

Bezugnehmend auf diese Änderung sind Optimierungen der vom Bund geförderten Bankdarlehen 
umzusetzen. Die Aufsichtsbehörde führt dazu im gegenständlichen Schreiben wie folgt aus:
„Für Abgangsgemeinden stellte diese Möglichkeit keine Option, sondern eine Verpflichtung dar; 
Abgangsgemeinden haben Siedlungswasserbaudarlehen grundsätzlich mit einer Laufzeit von 33 Jahren 
aufzunehmen bzw. laufende auf 33 Jahre zu strecken (dies gilt auch für die Eigenmittel-Ersatzdarlehen).

Bei der Überprüfung des Voranschlages für das Finanzjahr 2008 wurde von Seiten der 
Bezirkshauptmannschaft Grieskirchen diesbezüglich auch folgendes festgestellt:
„Bezugnehmend auf den Erlass des Amtes der Oö. Landesregierung vom 4. Oktober 2005, Gem-
300030/179-2005-Sec/pü, wird im Hinblick auf den Abgang im ordentlichen Haushalt sowie das negative 
Ergebnis bei der Abwasserbeseitigung angeregt, Optimierungsmöglichkeiten beim Annuitätendienst für die 
Abwasserbeseitigung (Streckung der Laufzeit, Verringerung der Tilgungshöhe) zu prüfen.“

Die Auswirkungen einer solchen Laufzeiterstreckung stellt sich bei den Siedlungswasserbaudarlehen wie 
folgt dar:
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Beratungsverlauf

Bgm. Alois Kastner bringt dem Gemeinderat den Amtsvortrag zur Kenntnis und ergänzt, dass zwar 
momentan durch die Laufzeiterstreckung eine geringere Belastung entsteht, jedoch auf die Gesamtlaufzeit 
gesehen der Gemeinde sehr hohe Mehrkosten erwachsen. Dieser finanzielle Mehraufwand schlägt sich mit 
über € 500.000,-- nieder und kommt ab dem Jahr 2026 voll zu tragen, da ab diesem Zeitpunkt die 
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Annuitätenzuschüsse kontinuierlich auslaufen und die Rückzahlungsraten dadurch enorm ansteigen. Die 
Vorgaben des Landes bezüglich der Laufzeiterstreckung sind zwar klar formuliert, aber es sollte aufgrund 
unserer Aufstellung die Vorgehensweise auf Sinnhaftigkeit doch noch einmal überprüft werden.

AL Herbert Bischof erklärt zur Aufstellung, dass hier sämtliche laufende Kanalbaudarlehen aufgenommen 
wurden, die unter die Regelung der Laufzeiterstreckung fallen. Mit Stichtag 30.06.2008 wurden für die 
aushaftenden Darlehensbeträge Tilgungspläne erstellt. Aufgrund dieser Daten wurde dann die 
Gegenüberstellung Darlehenslaufzeit ALT/Darlehenslaufzeit NEU gestaltet. Daraus wurde dann die 
Auswirkung auf den Ordentlichen Haushalt der Folgejahre dargestellt. Durch die Laufzeiterstreckung sind 
dann bis zum Jahr 2025 Entlastungen aufgrund der geringeren Tilgungsrückzahlung zu erkennen. Ab dem 
Jahr 2026 steigert sich dann die Tilgungsbelastung eklatant, da ab diesem Zeitpunkt die 
Annuitätenzuschüsse für die einzelnen Darlehen nach und nach auslaufen. Zusammenfassend kann gesagt 
werden, dass bei einer Laufzeiterstreckung in den nächsten Jahren die Rückzahlungsbelastungen merklich 
reduziert werden und ab dem Jahr 2026 sehr starke Steigerungen der Tilgungsbeiträge zu verzeichnen sind. 
Durch die Laufzeitverlängerung erwachsen der Gemeinde Geboltskirchen Zinsenmehrkosten im Ausmaß 
von € 572.675,44 an.

GR Rudolf Waldenberger erklärt, dass in der ÖVP-Fraktion diese Thematik auch sehr genau besprochen 
wurde und daraus ableitend versucht werden sollte, die bisherige Laufzeit beizubehalten, da in den letzten 
Darlehenslaufzeitjahren aufgrund der enormen Rückzahlungssteigerung der ordentliche Haushalt völlig 
unplanbar wird.

GR Robert Emmer tritt für eine geschlossene Stellungnahme des Gemeinderates ein, um die bisherigen 
Laufzeiten beizubehalten. Mit den vorliegenden Unterlagen kann unsere Argumentation untermauert 
werden.

GR Mag. Wilfried Zweimüller tritt ebenfalls für die Beibehaltung der bisherigen Vertragslaufzeit ein und wird 
sich bezüglich der Beweggründe für diese Maßnahme erkundigen. 

Abstimmung 

Antrag:

Bgm. Alois Kastner beantragt, dass die Laufzeitverlängerung nicht durchgeführt wird, da dies für die 
nachfolgende Generation sehr hohe Belastungen bedeuten würde und der Gemeinderat ersucht die 
Verantwortlichen des Landes OÖ dies noch einmal genau durchzurechnen.

Abstimmung:

Der Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen angenommen.

6. Allfälliges

6.1 Bgm. Alois Kastner bringt den Aktenvermerk über den Vorsprachetermin bei Herrn  LR Dr. Josef 
Stockinger am 1. April 2008 zur Verlesung.

6.2 GR Anton Höfer berichtet über das Projekt „Sicherer Schulweg“ bei dem am 14.03.2008 die 
Checklisten über die Befragung der Kindergarten- und Volksschulkinder ausgewertet wurden. Dabei 
wurden einige Gefahrenstellen dokumentiert. 
Begleitend zu diesem Projekt, führt der Kindergarten seine Verkehrserziehungsmaßnahmen durch 
und am 03.06.2008 wird mit Herrn Oberinspektor Koller eine Begehung des Schulweges mit den 
Schulanfängern durchgeführt und dabei werden auch die Auswertungsergebnisse berücksichtigt.
GR Maria Payrhuber ergänzt dazu, dass ein Schwerpunkt dieser Aktion auch die Bewusstmachung 
der Gefahrenstellen ist.

6.3 GR Friedrich Kirchsteiger stellt die Anfrage bezüglich der Realisierung des Straßennamensprojektes.
Bgm. Alois Kastner erklärt dazu, dass die Zusicherung von Herrn LR Dr. Josef Stockinger gemacht 
wurde und dies heuer, nach Vorliegen des Finanzierungsplanes, realisiert werden kann.

6.4 GR Mag. Wilfried Zweimüller stellt die Anfrage wegen des Verfahrensstandes nach § 46 Abs. 3 der 
OÖ. Bauordnung in der Bausache „Stallzubau Haginger“.
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Bgm. Alois Kastner erklärt dazu, dass bei der Landessanitätsdirektion die Unterlagen zur Erstellung 
eines ärztlichen Gutachtens vorgelegt wurden und nach Erstellung des Gutachtens sind dann die 
etwaigen Maßnahmen abzuleiten. 
GR Mag. Wilfried Zweimüller stellt bezüglich eines Schreibens wegen dem Schließen des Stalltores 
vom 26.11.2007 von den Ehegatten Zweimüller an die Gemeinde die Anfrage, da sie bis heute keine 
schriftliche Antwort erhalten haben.
Bgm. Alois Kastner erklärt dazu, dass im Zuge eines Lokalaugenscheines dies als Möglichkeit 
aufgezeigt wurde. Wegen diesem Schreiben wird er im Bauakt nachsehen.

Genehmigung der Verhandlungsabschrift über die letzte Sitzung

Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen schließt der Vorsitzende die Sitzung um 21:30 Uhr.

____________________________________     ____________________________________
                      (Vorsitzender)            (Protokollfertiger ÖVP)

____________________________________     ____________________________________
                      (Protokollfertiger SPÖ)           (Protokollfertiger ULG)

____________________________________     ____________________________________
          (Schriftführer)            (Protokollfertiger FPÖ)

Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsabschrift in der 
Sitzung vom 13.03.2008 keine Einwendungen erhoben wurden/, über die erhobenen 
Einwendungen der beigeheftete Beschluss gefasst wurde.

Geboltskirchen, am _______________

 ___________________________________
           (Bürgermeister)


